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Aus der Auszeichnung jedoch den
Schluss zu ziehen, Solingen wäre
in Bezug  auf seine Integration

vergleichbaren Kommunen gegenüber weit
überlegen und deshalb könnten sich auch
die unsäglichen Ereignisse von 1993 nicht
wiederholen, würden wir für falsch und ge-
fährlich halten. Immer wieder haben wir
erleben müssen, dass selbst die vorbildlich-
sten Integrationsbemühungen von Kommu-
nen oder Regionen von der Dominanz der
„großen“ Politik, den nationalen und in-
ternationalen Konflikten und von der gera-
de in Wahlkämpfen populistisch geführten
Auseinandersetzung auf Kosten von Mi-
granten und anderen Minderheiten, zu-
rückgeworfen und zunichte gemacht wur-
den. Schließlich „vergiftete“ auch vor dem
Brandanschlag 1993 die populistische Aus-
einandersetzung um das Asylrecht das Kli-
ma in dieser Stadt. Und aktuell, auf dem
Hintergrund der Rekordarbeitslosigkeit, der
sozialen Schieflage, wie der Diskussion um
die Erweiterung der EU, geraten Migranten
mehr denn je in die Rolle der vermeintlich
Schuldigen.

Außerdem darf bei aller Freude über die
gelungenen Anstrengungen und deren über-
regionale Anerkennung nicht vergessen
werden, dass es in Solingen mit Blick auf
die integrative Arbeit noch jede Menge
Schattenseiten gibt. Auf diese möchten wir
mit allem Respekt vor den bisherigen Be-
mühungen und Leistungen verweisen, ob-
wohl dies auch mit der Frage verbunden ist,
ob eine Kommune wie Solingen überhaupt
über die finanziellen Mittel und Ressour-
cen für eine wirksame Integrationspolitik
verfügt.

Das in Solingen erarbeitete Interkultu-
relle Gesamtkonzept ist von der Konzepti-
on her ein wichtiger Beitrag zur Verbesse-

rung der Lage und der Integration der Mi-
grant/innen. Allerdings geht die Umsetzung
entschieden zu langsam voran, es fehlen
Zwischenberichte und eine entsprechende
finanzielle Ausstattung. Die Beteiligung von
Migrant/innen bei der Umsetzung des Kon-
zeptes ebenso wie bei (Stadt) Planungspro-
zessen allgemein ist unzureichend und hat
eher Alibicharakter. Bei Planungsprozessen
ist es bisher nicht gelungen, die Migrant/
innen bei den Beteiligungsverfahren zur
Mitarbeit zu gewinnen. Ein großer Teil der
Migrant/innen fühlt sich überhaupt nicht
beteiligt.

Es gibt nur sehr wenige Migrant/innen
in gesellschaftlich prägenden Organisatio-
nen wie der IHK, den Handwerkskammern,
aber auch in Gremien wie den Bezirksver-
tretungen oder dem Stadtrat. Migrant/innen
sind nur äußerst selten Funktionsträger/in-
nen im gesellschaftlichen Leben. Der gerin-
ge Anteil von Migrant/innen an den Funk-
tionsträger/innen in Vereinen etc. ist auch
Ausdruck von nicht hinterfragten „deut-
schen“ Strukturen in diesen Organisatio-
nen. Positiv ist die starke Präsenz von Mi-
grant/innen an den Mitgliedern des von den
Solinger Jugendlichen im Alter zwischen 14
und 17 Jahren am direkt gewählten „Ju-
gendstadtrates“. Was hier möglich ist, könn-
te auch auf andere Bereiche übertragen wer-
den, wenn mehr als bisher die zum Teil
auch strukturellen Hindernisse für die Teil-
nahme von Migrant/innen beseitigt und
von beiden Seiten Vorurteile überwunden
würden.

In Solingen leben ca. 14 Prozent Men-
schen mit ausländischem Pass; der Anteil
der ‚ausländischen’ Gesamtbevölkerung
liegt mit Aussiedlern und Eingebürgerten
bei knapp 20 Prozent. Dennoch stellt sie
nur einen sehr geringen Anteil an den Mit-
arbeiter/innen der Stadtverwaltung. Nur ein
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verschwindend geringer Teil der Verwal-
tungsmitarbeiter/innen in Leitungsfunktio-
nen hat einen Migrationshintergrund. Dies
ist kein spezifisches Solinger Problem.
Trotzdem könnte man über gezielte Förder-

programme dieser „Schieflage“ besser ent-
gegenwirken.

In Solingen leben Flüchtlinge über Jah-
re hinweg in räumlich äußerst beengten
menschenunwürdigen Wohnverhältnissen
in Heimen. Die sanitären Verhältnisse sind
oft prekär und machen die Menschen
krank. Obwohl ihre Zahl in den letzten Jah-
ren stetig gesunken ist, ist es nicht gelun-
gen, sie mit besserem Wohnraum zu ver-
sorgen. Obwohl die Stadt hier gezwungen
wird, sich bei den Standards an übergeord-
nete Richtlinien zu halten, wäre eine men-
schenwürdigere Unterbringung möglich,
wie andere Städte beweisen. Die aktuellen
Überlegungen, Flüchtlinge auch in den
hochwertigeren Einrichtungen, welche bis-
her für Spätaussiedler vorgehalten wurden,
unterzubringen sind, ein Schritt in die rich-
tige Richtung. Allerdings funktioniert dies
nur unter den Bedingungen weiter rückläu-
figer Flüchtlings- und Spätaussiedler-Zuwei-
sungen, sowie einer entspannten Woh-
nungsmarktlage. Verschlechtern sich diese
Rahmenbedingungen läuft die derzeitige
Unterbringungspolitik auf eine Ghettoisie-
rung in großen Einheiten an wenigen Stand-
orten hinaus. Verbessert werden kann die
quantitative und qualitative Betreuung in

den Heimen und deren Zustand, sowie die
mehr dezentrale Unterbringung in kleine-
ren Einheiten.

Im Vergleich z.B. zur Nachbarstadt Wup-
pertal ist die Solinger Ausländerbehörde
nicht in den Kontext der allgemeinen Mi-
grationsarbeit eingebunden. Immer wieder
stoßen Entscheidungen der Ausländerbe-
hörde auf vehemente Kritik von Unterstütz-
ergruppen, die Flüchtlings- und Ausländer-
arbeit leisten, weil sie ihre Ermessensspiel-
räume im Sinne der Betroffenen zu wenig
ausschöpft. Nach wie vor kommt es zu Ab-
schiebungen, die zwar dem verschärften
deutschen Recht entsprechen, allerdings
mit den internationalen Schutzrechten für
Flüchtlinge nicht vereinbar sind.

Siehe vor allem Kinderschutzrechte! Die
Spitze des Eisberges stellte hier die jüngste
Abschiebung eines Türken dar, der 35 Jahre
hier gelebt hat und weil er ALG II bezog zur
Ausreise aufgefordert wurde. Die seit Jah-
ren vom Zuwandererausschuss bzw. Inte-
grationsrat geforderte und beschlossene ört-
liche Kommission, welche sich u.a. mit sol-
chen Fällen beschäftigen soll, hat sich im-
mer noch nicht konstituiert.

Während in einigen anderen deutschen
Städten (z.B. Frankfurt a.M. und Bonn) Stra-

ßen nach den Namen der Opfer des rassi-
stischen Brandanschlages in Solingen vom
29. Mai 1993 benannt wurden, gibt es 12
Jahre danach immer noch keine entspre-
chende Würdigung seitens der Stadt Solin-
gen im öffentlichen Raum. Das 1994 ge-
schaffene Mahnmal zum Anschlag war eine
rein private Initiative. Darüber hinaus ge-
hende Vorschläge einer entsprechenden
Würdigung stießen immer wieder auf hef-
tigen Widerstand. Erst demnächst soll ein
Mercimek-Platz geschaffen werden. Dieser
wird an den Heimatort eines Teils der Op-
fer (Mercimek in der Türkei) erinnern. Die
Benennung einer Straße nach den Opfern
steht auch dann noch aus.

Der 1999 gewählte „Ausschuss für Zu-
wanderer und Integration“ war als Ratsaus-
schuss ein modellhaftes Beispiel für die Stär-
kung der politischen Teilhabe von Auslän-
der/innen. 2004 wurde er in den „Integra-
tionsrat“ umgewandelt. Nach den bisher
gemachten Erfahrungen verstärkt die Um-
wandlung des Ratsausschusses in einen Bei-
rat die schon zuvor bestehenden Mängel
(finanzielle Ausstattung, Räumlichkeiten,
Rederecht in Gremien) in der Gleichbe-
rechtigung der direkt gewählten gegenüber
den Ratsmitgliedern.

FFrraannkk KKnnoocchhee,, DDiieettmmaarr GGaaiiddaa,,
NNaasssseerr  FFiirroouuzzkkhhaahh
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Was dabei offensichtlich gerne
verschwiegen wird, ist, dass
die derzeitigen Zustände

nicht plötzlich und aus heiterem Himmel
über die Stadt gekommen sind, sondern das
Ergebnis einer seit dem Ende des 2. Welt-
kriegs andauernden, und vor allem: gesteu-
erten Entwicklung darstellen. Es handelt
sich hier um eine von Politik und Stadtpla-
nung absichtlich und bewußt herbeigeführ-

te Situation, die man nun mit einem
Millionenaufwand in den Griff zu bekom-
men glaubt. Tatsächlich ist jedoch keines
der obigen Projekte geeignet, etwas an den
eigentlichen Problemen der Stadt zu än-
dern.

Unter www.flaechennutzung.nrw.de
kann sich jeder die flächenmäßige Entwick-

lung Solingens im Verlauf der letzten drei-
ßig Jahre ansehen. Die versiegelte Fläche
hat um etwa 60% zugenommen; es hat je-
doch keinen Bevölkerungszuwachs gege-
ben, mit dem sich dieser Flächenverbrauch
auch rechtfertigen ließe. Vielmehr scheint
es, als ob man die vorhandene Bevölkerung
mit Hilfe von Fördermitteln, Eigenheimzu-
lage und Pendlerpauschale in immer mehr
neuen Wohngebieten geringer Dichte groß-
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zügig über das Stadtgebiet verteilt hat. Ein-
zelhandel und Arbeitsplätze sind dort we-
der vorhanden noch politisch-stadtplane-
risch gewollt.

Hingegen sind im Stadtzentrum für eine
gleichgebliebene Zahl von Einwohnern
ebenso großzügig weitere Flächen für Han-
del und Dienstleistungen geschaffen wor-
den, so dass die heute beklagten Leerstände
nur eine Frage der Zeit waren. Gleichzeitig
wurden sogar die wohngebietsverträglichen
Produktionsbetriebe in die Industriegebie-
te auf der grünen Wiese gezwungen.

Für die aus dieser räumlichen Trennung
zwangsläufig resultierenden täglichen Ver-
kehrsströme mussten weitere Straßen ge-
baut und erweitert werden. Der Verkehr al-
lein auf der Konrad-Adenauer-Str. hat in den
letzten dreißig Jahren um 60% zugenom-
men, von 40.000 auf 65.000 Fahrzeuge täg-
lich, bei gleichbleibender Bevölkerungs-
zahl.

Attraktivitätsverlust führt verständli-
cherweise, und soweit für den Einzelnen
finanzierbar, zu weiteren Wanderungsbe-
wegungen aus der Innenstadt in die Außen-
bezirke. Dies wiederum verursacht in der
Innenstadt noch mehr Verkehr, denn die
Fortgezogenen müssen immer noch die In-
frastruktur der Innenstadt benutzen - sofern
in der Nähe ausnahmsweise kein SB-Disco-
unter zu finden ist. Schließlich verbleiben
in stark belasteten Bereichen nur mehr die-
jenigen, die keine andere Wahl haben: Ei-
genheim- und Ladenbesitzer, Alte, Arme
und Arbeitslose.

Die Probleme, mit denen sich sowohl
die Bürger als auch die Planer heute herum-
schlagen müssen, sind allesamt selbstge-
macht. Der Berufspendler beschwert sich
über den Stau, den er selber mitverursacht,
weil er die Isolation der Fertighaussiedlung
als sozialen Aufstieg mißversteht. Die ver-
bliebenen Einzelhändler klagen über einen
Mangel an Parkplätzen, obwohl das eigent-
liche Problem der Mangel an Kunden ist,
jammern aber noch lauter, wenn der Ver-
kehr nicht mehr vor der eigenen Haustür
vorbeidonnert, weil mit dem Verkehr auch
die Kunden wegbleiben. Sogar die Planer
jammern über zu viel Verkehr, ohne jedoch
auch nur ansatzweise zu verstehen, daß sie
diesen selbst verursachen: mit immer neu-
en, infrastrukturbefreiten Einfamilienhaus-
ghettos im Grünen.

Eine Stadt ist kein Park! Die strukturel-
len Probleme dieser Stadt lassen sich nicht
dadurch lösen, einen Wanderweg zu bau-
en, den Graf-Wilhelm-Platz zu veröden

oder dem Rahmenplan Südliche Innenstadt
folgend noch mehr unbrauchbare Restflä-
chen sowie zusätzlichen Verkehr zu verur-

sachen. Genauso wenig hilft es, den bereits
vorhandenen Verkehr anders zu verteilen,
umzuleiten oder die Westtangente zu bau-
en. Davon wird der Verkehr nicht weniger.
Nur teurer.

�Welcher Fluch fesselte diese Planer, die
Orte von solch unerklärbarer Häßlichkeit schu-
fen? Weder Armut noch Not können diese Pro-
dukte entschuldigen.�

Das Solinger Attraktivitätsdefizit grün-
det primär darin, dass nach dem Krieg auto-
gerecht auf- und umgebaut wurde. Und
wenn man sich zusätzlich die technokra-
tisch flächenoptimierten, post- oder auch
nur modernistischen Scheußlichkeiten an-
sieht, die in den letzten Jahrzehnten in die
Stadt gebaut wurden, muss man fragen dür-
fen, wer das alles so will und zulässt, bzw.
von wem tatsächlich erwartet wird, das al-
les jeden Tag zu ertragen: City-Residenz,
Bachtor-Center, Amtsgericht, City-Club-
Hotel, Clemens-Galerie und „Seniorenre-
sidenzen“. Glaubt in Solingen außer Poli-
tik und Stadtplanung tatsächlich jemand,
daß aus Straßen, Bauwirtschaftsfunktiona-
lismus, Grünflächen und vereinzelten
“Leuchtturmprojekten” so etwas wie „Stadt“
entsteht?

Wie wäre es denn statt dessen mit einer
alltagstauglichen, bewohnten und belebten
Stadt? Kleinteilig und kompakt, mit Arbeits-
und Freizeitangeboten, die auch ohne Auto
erreichbar sind; mit kurzen Wegen inner-
halb autarker und identifizierbarer Stadttei-
le; mit Nachbarschaften, die nicht per Ein-
kommen ausschließen, sondern gelassen
integrieren; mit Straßen, auf denen Kinder
miteinander spielen, und Plätzen, auf de-
nen sich die Alten treffen. Wo das kitschi-
ge, altmodische, überholte und faszinierend
menschliche Spektakel des Lebens einen
angemessenen Rahmen findet. Eine Stadt
für Menschen!

Und wem das jetzt zu sehr nach „Heile
Welt“ klingt: was wäre denn an einer hei-
len Welt tatsächlich auszusetzen?

HHaarraalldd PPüüsscchheell
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In der Rede werden neben lobenden
Worten für das große Engagement von Bür-
gerInnen und des Solinger Oberbürgermei-
sters Franz Haug für das Projekt Stolperstei-
ne Kritikpunkte am bisherigen Umgang der
Solinger Politik mit dem Gedenken im öf-
fentlichen Raum an die Opfer des Natio-
nalsozialismus und des rassistischen Brand-
anschlages angesprochen. Diese Kritik stellt
keineswegs einen Missbrauch dar und ist
auch keineswegs nur ein “grünes” Anlie-
gen. Diese Kritik dient viel-
mehr der notwendigen Auf-
arbeitung der Erinnerungs-
politik in dieser Stadt.

So war es 1993 Dr. Rüdi-
ger Schneider-Berrenberg,
der ehemalige Denkmalpfle-
ger des Landschaftsverban-
des Rheinland, der sich an
die Bezirksvertretung Mitte
wandte und – vergeblich –
die Umbenennung der Eli-
senstraße in Professor-
Schott-Straße oder ersatz-
weise die Benennung des
Krankenhausvorplatzes
nach Professor Schott anreg-
te. Auf der Elisenstraße
wohnte Professor Dr. Edu-
ard Franz Schott, der ehe-
malige leitende Arzt der Solinger Kranken-
anstalten, der von den Nationalsozialisten
wegen seiner jüdischen Herkunft aus sei-
nem Beruf gedrängt, dessen Wohnung in
der Pogromnacht zerstört und der zeitwei-
lig inhaftiert wurde.

So waren es 1994 Olaf Link und das Kul-
turforum, die in einem Bürgerantrag forder-
ten, eine Schule oder auch die Internatio-
nale Jugendbegegnungsstätte in Ohligs nach
Betti Reis zu benennen. Betti Reis arbeitete
als Hausmädchen in Ohligs und wurde als
17-jährige während der Pogromnacht 1938
furchtbar misshandelt. Auch dieser Antrag
versandete ergebnislos.

So war es die Jahreshauptversammlung
der GEW, die im Jahr 1996 anregte, eine
Straße, einen Platz oder ein öffentliches
Gebäude nach den Juden Gustav oder Alex-
ander Coppel zu benennen, die große Teile
ihres Firmengewinns für kulturelle und so-
ziale Projekte in Solingen verwandten. Die-
ser Antrag harrt bis heute seiner Umsetzung.
Die Stadt unterstützte die Umbenennung
der Gesamtschule Wupperstraße in Gustav-
Coppel-Schule. Das innerschulische Schei-

tern der Umbenennung der Gesamtschule
entlässt die Stadt jedoch nicht aus der bis-
her unerfüllten Pflicht, im öffentlichen
Raum, z.B. in Straßennamen, an die Familie
Coppel zu erinnern.

So waren es der Solinger Kunstmaler Jan
Boomers und weitere 19 Bürgerinnen und
Bürger, die im Januar 1994 in einem offe-
nen Brief den späteren – nie umgesetzten –
Ratsbeschluss zur Errichtung eines städti-
schen Mahnmals für die Opfer des rassisti-
schen Brandanschlages vom 29.5.1993 in
der Solinger Innenstadt initiierten.

So war es Seyhun Keskin, direkt gewähl-
tes Mitglied im Zuwandererausschuss, der

im Februar 2003 beantragte, eine Straße zur
Würdigung der Opfer des Anschlages um-
zubenennen. Dies geschah, nachdem der
Beschluss zum städtischen Mahnmal nicht
umgesetzt wurde und die Stadt selbst kei-
nerlei Anstrengungen unternommen hatte,
in einem Straßennamen der Opfer zu ge-
denken, während beispielsweise die Städte
Frankfurt und Bonn längst in Straßenna-
men auf die Opfer des Solinger Brandan-
schlages hinweisen. Wir begrüßen sehr,
dass die Stadt sich daraufhin in Beschlüs-
sen zwischen 2003 und 2005 endlich ent-
schieden hat, nahe dem Ort des Brandan-
schlages den Mercimek-Platz zu errichten.
Dies wurde in der Rede auch wie folgt aus-
gedrückt: “wird damit doch endlich das seit
langem ausstehende städtische Zeichen der
Erinnerung in einem Solinger Straßenna-

men umgesetzt.” Wir hoffen,
dass dieser Beschluss jetzt zügig
umgesetzt wird, schließlich sind
schon zwölf Jahre seit dem
Brandanschlag vergangen.

Gerade eine Rede, die an die-
sem Gedenktag auf die Versäum-
nisse der Vergangenheit hin-
weist, eröffnet die Chance, zu
einer Veränderung zu kommen.
Die Hoffnung, dass mit der Ver-
legung der Stolpersteine und der
zugehörigen Ausstellung eine
Zäsur in der Erinnerungsarbeit
in Solingen markiert wird, wur-
de in der Rede ausdrücklich be-
tont. Diese Hoffnung ist eine
wichtige Motivation für die Ar-
beit des Unterstützerkreises. Nur
wer die Vergangenheit kritisch
aufarbeitet, kann positive Kon-

sequenzen für die Zukunft ziehen.

Mit freundlichen Grüßen

Walter Herbster, Volker Seidel, Micha-
el Sandmöller, Margret Koch, Kai Menzel,
Hans-Günter Koch, Frank Knoche, Eva Tho-
mas, Elisabeth Oster, Dietmar Gaida

(Mitglieder des Unterstützerkreises Stol-
persteine für Solingen)
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(et) Die am 29. Mai in der Mildred-
Scheel-Schule eröffnete Ausstellung be-
inhaltet neben der Projektbeschreibung
“Stolpersteine” auch Lebensläufe von Op-
fern des Nationalsozialismus sowie Beiträ-
ge von Gesamtschule Solingen, Geschwi-
ster-Scholl-Schule und Gymnasium
Schwertstraße. Zu sehen ist die Ausstellung
zur Zeit noch in der Geschwister-Scholl-
Gesamtschule. Am 17. September wird sie

beim “Leben ist Vielfalt-Tag” am Frohnhof
präsentiert. Wohin die Ausstellung an-
schließend wandert, steht zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht fest. Zu hoffen ist aber,
dass sie in den nächsten Monaten an mög-
lichst vielen öffentlich zugänglichen Orten
gezeigt wird.

(AK) Damit ich endlich aus dem Hartzbezug
falle, besuche ich seit Juni einen neun-monatigen
Lehrgang (Bürokommunikation und Büroorgani-
sation). Ich musste dafür bei der Arge Überbrük-
kungsgeld beantragen, da ich sonst einen halben
Monat lang kein Geld für Miete und zum Leben
erhalten hätte. Ich meldete mich bei der Zentrale,
sagte mein Anliegen und wurde mit einem Lauf-
zettel in die 3. Etage geschickt. Zunächst wartete
ich hier eineinhalb Stunden, bis ich endlich mit
der Sachbearbeiterin sprechen konnte. Sie fragte
mich, ob ich einen Wiederholungsantrag gestellt
habe. Ich sagte ihr, dass ich diesen schon längst mit der Post geschickt hatte. Die
Sachbearbeiterin suchte in der Akte und fand meinen Antrag nicht. Er war hier
nicht angekommen. Die Sachbearbeiterin sagte mir, sie sei nicht zuständig für
Überbrückungsgeld und schickte mich ins Erdgeschoss. Ein Sachbearbeiter brachte
mich nach unten und informierte die entsprechende Sachbearbeiterin darüber,
dass ich vorsprechen wolle. Noch einmal wartete ich eineinhalb Stunden, bis die
Sachbearbeiterin mich wahrnahm und zur mir sagte: ”Sie habe ich vollkommen
vergessen!” Endlich, nach drei Stunden Aufenthalt bei der Agentur, konnte ich
meinen Antrag stellen und erhielt auch einen entsprechenden Scheck.

Internationaler Frauentreff

Frauencafé Courage
Klemens-Horn-Str. 3, Tel.: 273635

Öffnungszeiten:
mittwochs: 15-19 Uhr
freitags:  13-15 Uhr

außerhalb der Öffnungszeiten kann das Café für
Veranstaltungen und Feste gemietet werden.
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Inzwischen hat sich die Wohnungs-
marktsituation durch die zunehmen
de Verarmung eines Teils der Gesell-

schaft und durch die mit Hartz IV durchge-
setzten sehr niedrigen Höchstgrenzen für
Miete und Wohnungsgröße für Arbeitslo-
sengeld II-EmpfängerInnen entscheidend
verändert. Geschätzte 350-500 Wohnungen
in ganz Solingen sind nach Schätzungen der
Hartz IV-Behörde zu teuer oder zu groß für
Hartz IV-EmpfängerInnen, andere Berech-
nungen schätzen sogar, dass dies für 700
Wohnungen gilt.

Am 11. Mai berichtete das ST, dass der
SBV schon einigen Mitgliedern, die in klei-

nere Wohnungen umziehen müssen, be-
scheinigen musste: „Derzeit kann, bis auf
weiteres, kein Angebot gemacht werden.“
Ulrich Bimberg, Vorstandssprecher des SBV,
führt weiter zu der Frage nach Angeboten
für von Hartz IV aus ihren Wohnungen
Verdrängten aus: „Modernisierte Wohnun-
gen kommen dafür natürlich nicht in Fra-
ge.“ Am 11. Juni wird im ST berichtet: „60-
70 Solinger haben in den vergangenen
Wochen nach Mietwohnungen der landes-
weit größten Genossen-
schaft gefragt. (...) der SBV
kann ihnen offenbar kaum
helfen“. „Wir haben zwar
etwa 1000 Wohnungen, die
den Höchstgrenzen entspre-
chen“, sagt SBV-Vorstand
Gerhard Rohde. „Aber fast
alle sind vermietet.“ „Bei
den Single-Wohnungen
etwa seien nur drei preiswer-

te Quartiere verfügbar“.
Wenn es richtig ist, dass nur ca. 1 000

von den mehr als 7 300 Wohnungen des
SBV den Hartz IV-Höchstgrenzen entspre-
chen, muss auch der Bauverein seine Stra-
tegie den veränderten Bedingungen anpas-
sen. Er kann nicht für seinen ganzen Woh-
nungsbestand an der Modernisierung und
Zusammenlegung von Wohnungen festhal-
ten. Dabei muss auch neu über die 595 leer
stehenden Wohnungen des SBV nachge-
dacht werden, von denen etwa die Hälfte
leer steht, weil Modernisierungen oder In-
standsetzungen vor der Wiedervermietung
durchgeführt werden.

Auf der Vertreterversamm-
lung am 18.6. zeigte sich, dass
der SBV mit seiner Selbstver-
waltungsstruktur ein wichtiges
demokratisches Element be-
sitzt, das eine kontroverse und
vorwärts treibende Diskussion
zwischen Mitgliedern und Vor-
stand ermöglicht. 20 Vertrete-
rInnen hatten folgendes bean-
tragt: „Als Solidargemeinschaft

Arbeitsgemeinschaft
ganzheitliche Psychotherapie

Psychodrama, Sozialtherapie,
Supervision, Coaching,
Gestalttherapie, Ausbildung

Beratung, Psychotherapie, Supervision, Gruppenabende, Ausbildung

Schauen Sie doch mal in meine Homepage:
www.friedel-geisler.de

oder rufen Sie mich an:
montags - donnerstags zwischen 12 und 13 Uhr

Telefon 0212/273 478 Fax: 0212/273 479
eMail: friedel.geisler@t-online.de

Internet: www.friedel-geisler.de

Friedel Geisler,  Psychotherapeutin HpG, Psychodrama-Ausbilderin DAGG/DFP,
Supervision DGSv, Theologie, Dipl.Rel.-Päd.

Konrad-Adenauer-Str. 21, 42651 Solingen
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lässt der Spar- und Bauverein seine von
Hartz IV betroffenen Mitglieder nicht im
Stich. Er wird zukünftig verstärkt nach Mit-
teln und Wegen suchen, um ihnen den Ver-
bleib in ihren Wohnungen zu ermöglichen,
bzw. ihnen bei Bedarf innerhalb der Ge-
nossenschaft angemessenen und preiswer-
ten Wohnraum zur Verfügung stellen zu
können.

Wir bitten Vorstand und Aufsichtsrat,
ein dementsprechendes Konzept zu entwik-
keln und darüber hinaus auf die Stadt und
die ARGE einzuwirken, damit vorhandene
Ermessensspielräume und Toleranzen bei
den Obergrenzen zu Gunsten der Betroffe-
nen genutzt werden.“

Der Antrag wurde einstimmig angenom-
men. Das von Vorstand und Aufsichtsrat zu
entwickelnde Konzept muss Wege zeigen,
wie ausreichend preiswerter und – auch bei
der steigenden Tendenz zum Single-Haus-
halt – kleiner Wohnraum erhalten bleibt.
Es muss verhindert werden, dass die
Schwächsten durch das Raster fallen. Auch
die Bemühungen um eine Anhebung der
Höchstgrenzen für Miete und Wohnungs-
größe durch den Solinger Stadtrat erhalten
mit dem Beschluss eine wichtige Unterstüt-
zung: Immerhin 14 323 Mitglieder vertritt
die Vertreterversammlung des Solinger
Spar- und Bauvereins.

Auch dass sich Gertraut Theile aus dem
Erbenhäuschen gegen vier andere Kandida-
ten bei der SBV-Aufsichtsratswahl durchset-
zen konnte, zeugt von funktionierender
innerorganisatorischer Demokratie: Frau
Theile ist engagierte Mitstreiterin der An-
wohnerInnen des Erbenhäuschens, die sich
gegen den vom Vorstand geplanten Abriss

von ca. zehn Bauvereinshäusern am Ein-
gang der Hasseldelle wehren. Der Vorstand
hält die Häuser für nicht mehr erhaltens-
wert, drei der Häuser sollen für einen ALDI
abgerissen werden. Die BewohnerInnen,
darunter viele alte Menschen, wohnen zum
Teil jahrzehntelang in den Häusern und
fühlen sich hier heimisch. Sie fordern statt
der Abrisse Instandsetzungen und die Wie-
dervermietung einzelner leer stehender
Wohnungen.

Die Frage des Umgangs mit dem preis-
werten Altbaubestand bleibt also eine span-

nende Auseinandersetzung im Bauverein,
auch gerade vor dem Hintergrund der sich
verschärfenden sozialen Situation. Dem
Altbaubestand wird eine zunehmend wich-
tige Rolle zufallen, zumal auch die Zahl der
Sozialwohnungen – von denen viele aller-
dings schon zu teuer für ALG-II-Empfänge-
rInnen sind – aufgrund des politisch durch-
gesetzten Niedergangs des Sozialen Wo-
hungsbaus drastisch sinken wird.

DDiieettmmaarr  GGaaiiddaa
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(…) „Die Würde des Menschen ist un-
antastbar.“

Dieser Satz steht am Anfang unserer Ver-
fassung. Und deutlich ist dort ganz allge-
mein die Rede vom Menschen. Diese Wür-
de bezieht also alle mit ein. Frauen und
Männer, Deutsche und Ausländer, Krimi-
nelle und Spießbürger, Gesunde und Behin-
derte, Alte und Junge. Mit gutem Grund be-
ginnt unser Grundgesetz mit genau diesen
Worten. Noch mal: Es heißt dort: „Die Wür-
de des Menschen ist unantastbar“. Und es
heißt dort nicht „Der Markt ist unantast-
bar“. Und unser Grundgesetz beginnt auch
nicht mit den Worten, dass Freiheit das
wichtigste Verfassungsgut sei, sondern eben
Würde.

„Sie zu achten und zu schützen ist Ver-
pflichtung aller staatlichen Gewalt,“ formu-
liert die Verfassung dann weiter. Men-
schenwürde ist sowohl ein abstrakter Wert
als auch eine konkrete Forderung an die
Politik. Um nämlich in Würde leben und
arbeiten zu können, braucht der einzelne
Mensch soziale Rechte!

Allerdings zeigt sich in vielen Fällen,
dass die „staatliche Gewalt“ nur eine sehr
schwache Hand hat, um die Würde des
Menschen und seine sozialen Rechte wirk-
lich zu schützen. Nicht nur ist der Staat re-
lativ schwach - vielmehr hat sich die Poli-
tik in Bund, Ländern und Kommunen in
den letzten Jahren immer stärker selbst ent-
hauptet.

Inzwischen haben wir uns an Suppen-
küchen, Tafeln, Kleiderkammern, an Floh-
und Schwarzmärkte gewöhnt. Schon leben
in Deutschland 300.000 Menschen ohne
jegliche Krankenversicherung und von
1997 bis heute stieg die Zahl an psychischen
Erkrankungen um 70 Prozent an und hat
inzwischen die 10 Prozent-Marke am all-
gemeinen Krankenstand erreicht.

Über 6 Millionen Menschen sind vom

Erwerbsleben ausgeschlossen. Dabei gehört
es zur Menschenwürde, mit eigener Arbeit
den Lebensunterhalt verdienen zu können.
Viele Frauen und Männer arbeiten in unse-
rem Land unter unwürdigen Arbeits- und
Entlohnungsbedingungen. Dabei gehört es
zur Würde des Menschen, dass Arbeit exi-
stenzsichernd ist, Qualifikation und Selbst-
verwirklichung fördert und fordert.

Nicht zuletzt herrscht in Teilen der Wirt-
schaft seit einigen Jahren eine Auffassung,
die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer zum bloßen Kostenfaktor erniedrigt.
Auf der Strecke bleiben Würde und Sicher-
heiten. Der kurzfristige ökonomische Erfolg
ist den maßgeblichen Entscheidern offen-
bar wichtiger geworden als die nachhaltige
Sicherung des gesellschaftlichen Wohl-
stands. (…)

In diesem Teil meiner Rede habe ich bis-
lang im wesentlichen von Warnstreiks als
gewerkschaftlichen Kampfformen gespro-
chen. Streiks auf der Straße können freilich
nur dann effektiv sein, wenn sie von Mas-
sen getragen werden. Da das aber nicht im-
mer gegeben ist, sind wir längst dabei, uns
andere Kampfformen auszudenken. Was
passiert wohl, wenn nur einem einzigen
großen LKW mitten vor der Betriebseinfahrt
die Zündung kaputt geht und er dort ein-
fach stehen bleibt? Was passiert wohl, wenn
sämtliche 18.000 verdi-Mitglieder des Be-
zirks Rhein-Wupper an ein und demselben
Tag unserem Freund Josef Ackermann von
der Deutschen Bank elektronisch jeweils
einen Cent überweisen? Was ist denn, wenn
elektronische Viren zum Ausfall von zen-
tralen Infrastrukturen führen? Und was,
wenn wir wie Ute Vogt von der SPD als Ver-
braucher und Kunden zum Boykott be-
stimmter Unternehmen aufrufen, die ihre
Arbeitsplätze wechselweise in die Ukraine,
Indonesien oder Vietnam auslagern? (…)

Dreiunddreißig Jahre ohne Schiff
„Solingen“ ist für die örtliche
Marinekameradschaft ein un-

haltbarer Zustand. Schon Ende 2002 hatte
sich ihr Vorsitzender Manfred Lommel, der
als Hauptredner beim Volkstrauertag vor
zwei Jahren am Kriegerdenkmal Birken den
vor 1945 üblichen Heldengedenktag wie-
der auferstehen ließ, diesbezüglich an den
Oberbürgermeister gewandt: Franz Haug
möge beim „Bundesministerium - Führungs-
stab der Marine - eine Patenschaft beantra-
gen“. Es spiele „keine Rolle, ob U-Boot oder
Korvette“, ob „Fregatte oder Einsatzgruppen-
versorger“, die Marinekameradschaft ver-
spreche, „ganz gleich, was es für ein Schiff
ist, der Hauptträger der Patenschaft zu sein“.
Das wäre „nicht nur eine hervorragende
Werbung für die Stadt, sie bringe auch viel
Leben, maritime Abwechslung, vor allem
aber für viele Bürger in sozialschwachen
Verhältnissen Hilfe und Erleichterung
durch humane Wohltätigkeiten und Veran-
staltungen!“ äußerte
sich Lommel ge-

genüber dem Oberbürgermeister im Mai
2004. Bedenken meldete er allerdings be-
züglich eines Patenschiffes der zivilen
Schifffahrt an: „Schiffe der Deutschen Han-
delsmarine fahren heute zu 95% unter aus-
ländischer Flagge, außer älteren Frachtern,
die noch einen deutschen Namen behalten
haben.“ Außerdem könne die Marinekame-
radschaft, „über den Deutschen Marinebund
e. V., der über beste Verbindungen zum In-
spekteur der Marine verfügt“, ihren Einfluss
nutzen. ( Lommel: „Der Präsident des Deut-
schen Marinebundes ist uns wohlgesonnen
und hat mir zugesagt, den Antrag dann mit
allen Mitteln zu unterstützen. Er pflegt stän-
digen Kontakt zum Flottenkommando in
Glücksburg“). Da  heute im Interesse des
Friedens „eine Marine erforderlich (sei), die
in der Lage ist, auch fern von Deutschland
dem Terror zu begegnen und von der Hei-
mat fern zu halten“, würden „in den näch-
sten Jahren noch einige U-Boote und Kor-
vetten gebaut“, um die man sich als Pate
bemühen sollte. Zur Begründung, an wel-
che Tradition unsere Stadt wieder anknüp-
fen und warum Solingen wieder einem
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„Schiff“ seinen Namen geben sollte, führt
Manfred Lommel die beiden U-Boote „U-
537“ und „U-559“ aus dem Zweiten Welt-
krieg an, deren Patenschaft die Klingenstadt
damals übernommen hatte. Die „hatten
wenig Glück“ gehabt und sei-
en „verloren“ gegangen,
meint die Marinekamerad-
schaft. Damit bedauert der
Sprecher dieser in etablierten
und  konservativen Kreisen
durchaus geschätzten Mari-
nekameradschaft, in der logi-
schen Konsequenz, dass „U-
559“ nicht noch mehr Glück
beim Versenken „feindli-
cher“ Schiffe der „Anti-Hitler-
Koalition“ hatten. Wäre der
„Graue Wolf - Solingen 3 - (U-
559)“, von Blohm & Voss in
Hamburg gebaut und am 8.1.1941 vom Sta-
pel gelaufen, nicht „verloren gegangen, hät-
te er, womöglich zur Freude des Herrn Lom-
mel, nicht nur den englischen Dampfer
„Agulia“ (3.255 BRT), den Zerstörer „Parrar-
natta“ (von 161 Mann Besatzung überleb-
ten nur 24), den Frachter „Shuniten“ (3.059
BRT), einen „Armetierten Fischdampfer“
und den polnischen Truppentransporter
„Warszawa“, sondern auch noch mehr
„feindliche“ Schiffe versenkt. Etwa Lazarett-
schiffe oder Passagierdampfer für dessen
„Abschuss die „U-Boot-Helden“ des Herrn
Lommel in Nazideutschland höchste staat-
liche Auszeichnungen erhielten. Mögli-
cherweise hätten „wir“, schließt man sich
der Denkweise von Herrn Lommel an, dann
den Krieg doch noch gewonnen. Die „un-
nötigen Opfer“ sind für Solinger Marineka-
meradschaft nämlich nur diejenigen, wel-
che deutsch sind. Hier verrät sich Lommel
wieder einmal (wie bei seiner „Heldenge-
denktag“-Rede), indem er von den „unnö-
tigen Opfern“ spricht und diese mit folgen-
der Benennung auf „rein deutsch“ ein-
grenzt: „Wir sind keine Militaristen, son-
dern ein Traditionsverein, der in Geden-
ken an die vielen Opfer, die alle bisherigen
Marinen, angefangen mit der Kaiserlichen
bis zum Kriegsende 1945, erbracht haben,
derer sich verpflichtet fühlt, stets für eine
„Friedliche Seefahrt auf freien Meeren“ ein-
zusetzen, und die Erlebnisse der Kamera-
den, die den Krieg überlebt haben ...“.( Falls
dem Leser der zitierte Text allzu abstrus er-
scheint, wird darauf hingewiesen, dass es
sich um Orginalzitate handelt, die von der

Marinekameradschaft stammen.
Wenn die Stadt Solingen überhaupt

einen Anlass hätte, sich bei der Namens-
gebung für Kriegsschiffe auf eine positi-
ve Tradition zu berufen, müsste sie sich
auf etwas besinnen, was die Marineka-
meradschaft wider besseren Wissens
verschweigt, weil es ihrem Duktus ge-
mäß „unehrenhaftem Vaterlandsverrat“
gleich käme. Das besagte Solinger Paten-
schiff „U-559“ wurde nämlich in der
Nacht des 30. Oktober 1942 im Mittel-

meer, vor allem durch den englischen
Zerstörer  “HMS PETARD“, zum Auftau-
chen gezwungen. Drei englische Matro-
sen schwammen zum untergehenden
deutschen U-Boot und bargen Unterla-
gen, welche für die endgültige Entschlüs-
selung des deutschen Geheimcodes von
entscheidender Bedeutung war. Nur ei-
ner von den mutigen Matrosen überleb-
te diese Aktion. Die „ENIGMA-Code-
knacker“, deren Erkenntnisse nach Ein-
schätzung nicht nur von britischen Hi-
storikern den Krieg um ein Jahr verkürz-
te, erfuhren erst in jüngster Zeit, in Fol-
ge einer Buchveröffentlichung, die ent-
sprechende Würdigung. Etwas, was im
Übrigen einem Richard Sorge, der als
zeitweiliger Redakteur der Solinger „Ber-
gischen Arbeitsstimme“, wie kaum ein
anderer zur frühzeitigen Beendigung des
„größten Verbrechens der
Menschheitsgeschichte“
beigetragen hat, bis heute
in seiner ehemaligen
Wahlheimat und Wir-
kungsstätte vorenthalten
wird.

Zu erwähnen bliebe
noch, dass die zivilen So-
linger Patenschiffe vor
1972 auch nicht unbe-
dingt geeignet wären, um
an eine positive Tradition
anzuknüpfen. Der Schrau-
bendampfsegler mit Brigg-
takelung „Solingen 1“ von
1880 strandet 1904 vor

„Deutsch-Südwestafrika“. Das Frachtschiff
„Solingen 2“, am 12.10.1914 von der Kai-
serlichen Marine als „Sperrbrecher 12“ in
Dienst gestellt und 1918 am „Finnland-Un-
ternehmen“ beteiligt, wurde 1922 unter
neuen Eigner in „Kari Skoland“, 1935 in
„Kung Ho“ und 1938 in „Koan Maru“ um-
getauft, bevor es am 17.5. (!) 1945 vor Osa-
ka durch einen feindlichen Minentreffer
versenkt wurde. „Solingen 4 U-537“  wur-
de am 9. November (!!!) 1944 durch das US-
U-Boot „Flounder“ versenkt. Frachtschiff

„Solingen 5“ wurde 1970 an Ha-
pag Lloyd verkauft und „segelte“
mit unbekanntem Schicksal unter
anderer Flagge.Bitte unterstellen
sie dem zugegebenermaßen links
orientiertem Autor nicht, er wür-
de aus rein ideologischer Ver-
bohrtheit das Schreckgespenst des
aktuell drohenden Faschismus an
die Wand malen, um den ver-
meintlichen politischen Konkur-
renten polemisch zu belasten. Die
CDU und insbesondere Oberbür-
germeister Franz Haug haben mit
all dem wenig „am Hut“. Dennoch

verfügt die Marinekameradschaft in Solin-
gen über erheblichen Einfluss in die CDU
hinein, ihre Zeitschriften, welche die Stadt
mit Anzeigen finanziert, liegen wohlwol-
lend, im Gegensatz zu Linken oder Alterna-
tiven Medien, in vielen öffentlichen Ein-
richtungen aus und selbst die Genossen-
schaft des Solinger Spar- und Bauvereins
wirbt über seinen eigenen Fernsehkanal für
die „harmlosen“ Freizeitveranstaltungen
der Kameradschaft. Außerdem ist der ge-
richtsnotorisch bekannte „Auschwitzleug-
ner, rechtsextremistische Drahtzieher und
Volksverhetzer“ Kissel nach wie vor Ehren-
mitglied der Marinekameradschaft.
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Montag 9. August 2004: Mehr als 500
Menschen demonstrieren in Matagalpa ge-
gen die Privatisierung von Wasser. Ver-
schiedene Organisationen haben dazu auf-
gerufen und viele Menschen unternahmen
die oft mehrstündige beschwerliche und für
die meisten auch sehr teure Reise in die Be-
zirksstadt. Bereits zwei Monate zuvor wa-
ren in der Hauptstadt Managua Tausende
auf die Straße gegangen, um sich gegen die
anstehende Wasserprivatisierung zu weh-
ren.

Seit dem Regierungswechsel 1990 wur-
den in Nicaragua bereits viele öffentliche
Dienstleistungsunternehmen privatisiert.
Bisher betraf dies die Telekommunikation
und die Energieversorgung. Nun stehen die
Bereiche Wasserversorgung, Schulwesen
und Gesundheitssystem an.

Mit den geplanten Privatisierungen in
der Wasserwirtschaft verletzt die Regierung
jedoch eindeutig die Verfassung. Die links
gerichtete sandinistische Regierung der
achtziger Jahre hatte in der Verfassung fest-
geschrieben, dass die Infrastruktur zur Was-
serversorgung Staatseigentum ist und unter
keinen Umständen veräußert werden darf.

Die Wasserversorgung in Jinotega war
schlecht, das steht außer Frage. Oftmals kam
nur braune Brühe und manchmal auch gar

nichts aus dem Wasserkran. Und das auch
nur bei den ca. 60 % der Haushalte, die über-
haupt an die Wasserversorgung angeschlos-
sen waren.

An diesem Missstand setzte die deutsche
Entwicklungshilfe an. Die Sanierung und
der Ausbau des Trink- und Abwassersystems
in drei nicaraguanischen Städten, darunter
auch Jinotega (Partnerstadt von Solingen)
und deren Nachbarstadt Matagalpa (Part-
nerstadt von Wuppertal), wurden in Auf-
trag gegeben. Ca. 38 Millionen Euro wur-

den als Kredite für die gesamten
Tätigkeiten zur Verfügung ge-
stellt. Davon gingen ca. 24 Mil-
lionen Dollar allein an die süd-
deutsche Baufirma DYWIDAG.
Projektziel war die Verlegung
von Wasserleitungen und das
Anbringung von Wasserzählern.
In Jinotega erledigte die DY-
WIDAG ihren Auftrag so gründ-
lich, dass vielen BewohnerInnen
die alten Zuleitungen zu ihren
Häusern platzten, da sie dem

höheren Wasserdruck der neuen Anlage
nicht standhalten konnten. So standen vie-
le Haushalte erst einmal ohne Wasser und
mit erheblichen Zusatzkosten da, denn sie
mussten neue Leitungen in und zu ihren
Häusern verlegen.

 Der Wassergesell-
schaft konnte dies aber
egal sein, da die neuen
Zähler ja an die Abzwei-
gungen der Hauptleitung
angebracht wurden, so
dass das verlorene Wasser
natürlich auf Kosten der
VerbraucherInnen ging.

Trotz solcher Mängel
ist es natürlich positiv zu

bewerten, wenn sich die Trinkwasserver-
sorgung für die Menschen im Norden Nica-
raguas verbessert. Aber ob dies auf Dauer
der Fall ist, oder ob der Zugang zu Wasser in
Zukunft durch höhere Preise wieder nur auf
wenige beschränkt wird, muss sich erst ein-
mal zeigen.

Die “Entwicklungshilfe” für die Wasser-
versorgung in Jinotega steht in direktem Zu-
sammenhang mit Forderungen, die inter-
nationale Institutionen (allen voran der in-
ternationale Währungsfond) an Nicaragua
stellen. Im Gegenzug zu einem teilweisen
Schuldenerlass und neuen Krediten wird Ni-
caragua vorgeschrieben, die Privatisierun-
gen der Wasserversorgung einzuleiten. Wie
auch bei anderen Projekten des Verkaufs
vormals öffentlicher Infrastruktur sollte die-
se zunächst mit öffentlichen Mitteln saniert



ttaacchheelleess - Nummer 35  - Sommer 2005 - 13

und damit für private Investoren interes-
santer gemacht werden.

Die angestrebte Privatisierung hat jetzt
schon Auswirkungen auf die Preise für die
Trinkwasserversorgung, denn die Verträge
über die Sanierung des Wassersystems se-
hen eine schrittweise Anhebung der Tarife
bis zur Deckung der laufenden Kosten vor.
Dies soll erreicht werden, um den Betrieb
der Anlagen für private Unternehmen
interessant zu machen. Bisherige
Schätzungen gehen von ei-
ner Steigerung auf bis zu
250% des vorherigen
Preises aus. Da die Armut
in der Region in den letz-
ten Jahren immer weiter
anstieg, werden vermut-
lich viele Familien das
Wasser nicht mehr be-
zahlen können und wie-
der von der Versorgung
ausgeschlossen. Die Investo-
ren sollen laut Vertrag durch
„geeignete Maßnahmen“ die Zahlungsmo-
ral der Kunden erhöhen. Dazu soll die Ab-
rechnung und das Kassieren der Gebühren
von einem privaten Unternehmen durch-
geführt werden. Der Begriff der „Steigerung
der Zahlungsmoral“ ist in diesem Zusam-
menhang besonders zynisch, da durch die
Krise in der Kaffeewirtschaft immer mehr
Menschen in der Region von Arbeitslosig-
keit und teilweise sogar Hunger bedroht
sind.

Durch eine schrittweise Privatisierung
der Wasserwirtschaft soll das verfassungs-
gemäße Verbot der Privatisierung umgan-
gen werden. Dabei werden ähnliche Metho-
den angewendet, wie sie auch von der Teil-
privatisierung der Wuppertaler Stadtwerke
bekannt sind: Aufspaltung, Privatisierung

von Teilbereichen und Auslagerung
ganzer Tätigkeitsbereiche an priva-

te Firmen.
In Norden Nicaraguas

wurden zunächst neue Ge-
sellschaften zum Betrieb
der Wassersysteme von
der bestehenden staatli-
chen Wassergesellschaft
abgetrennt. Dabei haben
die Kommunen und die

staatliche Wasserversor-
gung zwar ein Mitsprache-

recht,  sind aber nicht mehr
Eigentümerin. Sogenannte „er-

fahrene Partner“ (Transnationale
Wasserkonzerne) sollen zunächst Teilauf-
gaben wie Planung und Rechnungswesen
übernehmen. Man kann für die Menschen
in der Region nur hoffen, dass sich ihre
Stadtverwaltungen dabei nicht dermaßen
über den Tisch ziehen lassen, wie es beim
Teilverkauf der WSW an das RWE gesche-
hen ist. (siehe Kasten)

Zur Zeit soll ein neues Wassergesetz in
Nicaragua durchgesetzt werden, dass wei-

tere Privatisierungen durch Vergabe von
Wasserkonzessionen ermöglichen soll.

Wir wünschen den Menschen in Nica-
ragua , die sich unter anderem in der “Alli-
anz gegen die Privatisierung des Wassers”
zusammengeschlossen haben, einen langen
Atem und viel Kraft. Ebenso wie wir ihn
benötigen werden, um zukünftigen Privati-
sierungsschritte hier aufzuhalten.

KKaarr sstteenn
vom Informationsbüro Nicaragua e.V.
 in Wuppertal
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Die Klassentüre war offen, nicht um den
Lehrer freundlich zum Hereinkommen ein-
zuladen, nicht um ihn willkommen zu hei-
ßen. Sie war offen geblieben weil die Schü-
ler nach der Pause zurückkamen und sich
einfach nicht darum scherten ob sie offen
stand oder geschlossen wurde (was zumin-
dest auf eine gewisse Ordnung hätte schlie-
ßen lassen können).

Lautes Gebrüll drang aus dem Klassen-
raum bis in die unterste Etage wo Herr Lam-
pe gerade einen Fuß vor den anderen setzte
und mit leicht zitternder Hand das Gelän-

der als Stütze nutzte. Es blieb Schweiß auf
dem braunen abgegriffenem Holz zurück.
Heute wollte er anders durchgreifen und es
der Klasse und ihrem heimlichen Führer
Dirk Reifert endlich einmal zeigen. Die Zei-
ten sollten sich ändern. Er hatte die Demü-
tigungen der letzten Zeit mit Zorn ertragen,
merkte wie etwas in ihm aufstieg, was nach
Entladung strebte.

„Was haben sie sich wohl heute ausge-
dacht?“, so sprach er zu sich als er den lan-
gen Flur entlang schritt, auf dem das Klas-
senzimmer lag. Zu Anfang lief alles ganz sitt-
lich ab, er begrüßte in freundlichem Ton
und bat den Atlas aufzuschlagen, denn des
Herrn Lampes Qualitäten entfalteten sich
im Fach Erdkunde. Vielleicht muss ich heute
gar nicht gegensteuern, dachte er sich; auch
Reifert fehlte an diesem Montagmorgen.
‘War die Klasse doch ohne ihn nicht in der
Lage irgendwie zur Attacke anzusetzen´,
sein Fazit. So schritt er also beruhigt zur Tafel
hin, die Kreide in der Hand und fing an die
Umrisse eines Kontinents zu zeichnen. Es
handelte sich um Afrika, denn er wollte den
Schülern nahe bringen, wo die einzelnen
Länder sich befanden. Gerade als er die Krei-
de ansetzte, der Unterricht war zu diesem
Zeitpunkt gerade einmal 3 Minuten alt,
drang hinter ihm ein Geräusch an seine
Ohren.

Hatte er vielleicht einen intelligenten

Im Februar 2004 hatte der Fotokurs des
IB Solingen die Gelegenheit, seine Arbeiten
unter dem Titel “DENKmal - ...” im Museum
Baden auszustellen. Die Fotos wie die Po-
werpointpräsentation waren das Ergebnis
einer sechsmonatigen Auseinandersetzung
der Teilnehmer mit den Bunkern ihrer
Stadt. Aus der Resonanz auf diese Ausstel-
lung und dem Kontakt zu Zeitzeugen ent-
stand die Idee, das Projekt unter veränder-
ter Perspektive fortzuführen.

Idee war es, aus Anlass des sechzigsten
Jahrestags des Kriegsendes, die Gedanken,
Gefühle, Befürchtungen und Wünsche der
Zeitzeugen  zu Wort kommen zu lassen, die
als Zivilbevölkerung die beinah alltägliche
Ohnmacht gegenüber den Bombenangrif-
fen erfahren mussten. Durch diese Darstel-
lung der Zeitzeugen sollte Geschichtliches
für die heutige Generation - und dabei nicht
nur für die jugendlichen Interviewpartner
- in ganz besonderer Weise erlebbar wer-
den.

Bei der Planung des Projektes ging es um
Konzept-, Zeit-, Kostenfragen und vieles
mehr:

∙Was ist bei der Technik zu beachten?
∙Woher holen wir uns die notwendigen

Informationen über den Bombenkrieg in
Solingen?

∙Worin soll der Schwerpunkt, das Beson-
dere des geplanten Buches liegen?

∙Welche Teile der Interviews wählen wir
für die Veröffentlichung aus?

∙Wer transkribiert die Texte?
∙Welche Bilder, Fotos und anderen zeit-

historischen Dokumente wollen wir in das
Buch integrieren?

∙Woher bekommen wir diese Dokumen-
te: Zeitzeugen, Stadtarchiv,...?

∙Wo finden wir heute noch Orte aus die-
ser Zeit?

∙Wonach genau suchen wir, wenn wir
ins Stadtarchiv gehen?

∙ Wie sollen Layout des Buches und der
DVD aussehen?

∙Wer sponsert das Projekt?
∙Was ist ein realistischer Preis für unser

Produkt?
∙In welcher Auflage lassen wir das Buch

drucken?
∙Wer liest Korrektur?
∙ Wie präsentieren wir Buch und DVD

der Öffentlichkeit?

∙Wen wollen wir mit beidem erreichen?
∙ Wie gestallten wir PR und Vertrieb?

.....

Diese Fragen wurden immer wieder er-
örtert und die Antworten weiterentwickelt.

Als zeitaufwendiger als erwartet hat sich
das Finden und die Auswahl wirklich inter-
essanter und spannender Erzählungen her-
ausgestellt.

Resümee: Die Teilnehmer haben sich
mit Themen auseinandergesetzt, die nicht
nur im Kontext der IB-Maßnahmen bisher
kaum angesprochen worden sind. Sie nah-
men mit großem Engagement an dem Pro-
jekt teil. Dies wurde nicht nur an der Wahr-
nehmung der Termine deutlich, sondern
auch an der Bereitschaft, an der Transkrip-
tion der sehr umfangreichen Texte maßgeb-
lich mitzuwirken und Texte, Aufbau, Lay-
out und Titel des Buches intensiv zu disku-
tieren.

Das Resultat kann sich sehen lassen.
Buch (64 S., 79 Fotos, gebunden) und DVD
sind ästhetisch wie inhaltlich außerordent-
lich gelungen. Beides kann für 16,80 Euro
im Buchhandel wie unter
micha.thom@internationaler-bund.de er-
worben werden.

Der Titel stammt übrigens aus der Erzäh-
lung eines Zeitzeugen im Kapitel “Das Ab-
surde”. Er berichtete, wie sich seine Familie
aus dem Keller des zerbombten und bren-
nenden Hauses gerettet hatte und die Mut-
ter in ihr “All-Zeit-Bereit-Gepäck” schaute.
Dies war meist eine Tasche oder ein Koffer,
in dem sich die wichtigsten Papiere, Wert-
gegenstände und Kleidungsstücke befanden:

“Ich sehe, das immer noch vor mir. Mei-
ne Mutter, die sich noch ihre Tasche ge-
schnappt hatte, stellte dann fest, daß sich
in ihrer Einkaufstasche wohl sieben Paar
Schuhe, aber wer weiß aus welchem Grund,
nur sieben linke Schuhe befanden. Also
kein intaktes Paar Schuhe, das sie hinter-
her noch hätte brauchen können.”

MMiicchhaa TThhoomm
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Beitrag erwartet, so musste doch schnell die
Enttäuschung Oberhand gewinnen. Tierge-
räusche drangen an sein Ohr: i-aa, i-aa. Eine
kleine Pause und dann wieder: i-aa. Er dreh-
te sich um. Die Klasse grinste ihm entgegen,
es war mucksmäuschenstill. In der Hoff-
nung, dass er es mit einer Einmaligkeit zu
tun hatte, drehte er sich wieder um, ließ die
angespannten Schultern wieder hängen
und begann Tunesiens Konturen einzu-
zeichnen. Gerade als er wieder ansetzen
wollte, wurde er durch ein lautes mäh, mäh
unterbrochen, wobei die Betonung auf dem
ä lag, welches lange im Raum verweilte (es
eierte hinter sich selbst her). Obwohl Rei-
fert nicht da ist, starten sie ihren Angriff,
dachte sich Lehrer Lampe. Nun war er an
der Reihe.

Er versuchte es mit der Methode des
Ignorierens, einem pädagogischen Kniff:
man hält solange aus, d.h. man reagiert
nicht, bis die Angreifer von selbst aufhö-
ren. Ihr Angriff läuft ins Leere, ins Nichts,
in eine Zone wo die Kausalität irritiert ist.
Lampe wollte durchhalten. Schon bald ge-
sellte sich zu dem mäh das i-aa und folgen
sollte ein Grunzen, ein Wiehern, ein Quak-
ken, ein Miauen, ein Gackern, viele andere
Geräusche gingen unter. Lampe zeichnete
eifrig und filigran an Tunesien weiter und
übte sich in gelassener Sturheit, fing an sich
innerlich abzukapseln. Er schaltete alles um
sich herum ab, fühlte sich wie in einer Bla-
se. Nur er, der Kontinent und die Benom-
menheit. Von außen war ihm nichts anzu-
merken, also zog die Klasse ihr eingesetztes
Spiel an und wurde lauter. Einige machten
die entsprechenden Bewegungen zu ihrem
Stimmenspiel, versetzten sich in einen ek-
statischen Zustand und waren völlig außer
sich. Da gab es welche die auf der Fenster-
bank hockten und den Himmel bejaulten,
andere hüpften wie Frösche durch die Rei-
hen, einer biss sogar in einen Stuhl als wäre
es ein Knochen. Bald waren alle im Raum
nur noch mit sich selbst beschäftigt.

Da gab es auf der einen Seite die Schüler,
die ihren Lehrer provozieren wollten und
über die Nichtbeachtung in eine maßlose
Übertreibung verfallen waren und da gab
es auf der anderen Seite den Lehrer, der
durch die Nichtbeachtung sich selbst ver-
lor und mit der Benommenheit einen Pakt
schloss.

Pech gehabt dachte sich Dirk Reifert als
ihm am Tag darauf zu Ohren kam, dass die
gesamte Klasse samt Lehrer in eine Anstalt
eingeliefert werden musste. Lehrer und
Schüler hatten jetzt wenigstens etwas ge-
meinsam: den Bezug zur Welt verloren. Dirk
war siebzehn und war noch immer da.

MMaarrcc KKöönniiggss

MACHT GESCHICHTEN !
Von gelungenen Aktionen,
kühnen Plänen, subversiven Träumen. Zum Nachlesen.
Zum Mutmachen. Und zum Nachmachen. Ihr schreibt.
Kick-off-lit.org sammelt, macht öffentlich und
macht den politischen Groschenroman daraus. Damit
möglichst viele aufhören, keine Geschichten zu
machen.
www.kick-off-lit.org
KickOff besteht aus Leuten von:
Stiftung W, radio gAZelle, Theorie und Praxis

Solinger Appell /
 Forum gegen

Krieg
und Rassismus

Wir beschäftigen uns mit  den The-
men Rassismus, Neonazismus,
Neues Zuwanderungsgesetz, Aus-
wirkungen von Hartz IV auf Migran-
tInnen, Nationalismus, Militarisie-
rung, Stolpersteine, Aufrüstung der
Bundeswehr und Einschränkung
der Bürgerrechte.

Kontakt: c/o Café Courage,
Klemens-Horn-Str. 3

42655 Solingen
solinger-appell@operamail.com

Treffen alle 14 Tage
donnerstags um 20h

im Café Courage
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